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Neu ab 01.01.2024:  
Eingetragene Gesellschaft bürgerlichen Rechts eGbR 
 
Das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts 
(MoPeG) tritt am 01.01.2024 in Kraft und hat den Zweck, die  
Gesellschaften bürgerlichen Rechts (GbR) zu modernisieren. 

 
 

Welche Funktion hat das MoPeG? 
 
Das MoPeG hat die Funktion, die Rechtsform Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts mit Rechtsfähigkeit auszustatten, denn aus historischer Sicht war die 
GbR nicht rechtsfähig und wurde nur zur Durchführung von Einzelgeschäften 
gegründet. 

 
Das MoPeG sieht vor, dass zukünftig ein Gesellschaftsregister geführt wird, in 
das sich eine GbR eintragen kann. Zuständig dafür sind die Amtsgerichte. Eine 
GbR muss sich allerdings nur dann eintragen, wenn die GbR ein registriertes 
Recht (beispielsweise ein Grundstück) erwerben möchte. Es besteht folglich 
zunächst keine Verpflichtung, sich als GbR in das Gesellschaftsregister 
einzutragen und dadurch zu einer eGbR (eingetragene Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts) zu werden. 

 
Was ist eine eGbR? 
 
Zur normalen Gesellschaft bürgerlichen Rechts GbR kommt eine Eintragung 
im Gesellschaftsregister hinzu. Dann spricht man von einer eingetragenen 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts eGbR. 
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Nach § 707 Abs. 1 BGB neue Fassung können die Gesellschafter einer GbR 
diese zur Eintragung in das Gesellschaftsregister, das bei dem für die 

Gesellschaft zuständigen Amtsgericht geführt wird, eintragen lassen,  
§ 707 Abs. 2 BGB n.F.  

 
 
Das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) 
bringt folgende wesentliche Änderungen für Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts (GbR) mit sich: 
1. Die neue Regelung unterscheidet nun ausdrücklich zwischen einer 

rechtsfähigen und einer nicht-rechtsfähigen GbR, d.h. 
o die nichtrechtsfähige GbR, die sogenannte Innengesellschaft, 

wird nicht unternehmerisch tätig. Sie nimmt also nicht am 
Rechts- und Geschäftsverkehr teil und hat für die Gesellschafter 
den ausschließlichen Zweck, die Rechtsverhältnisse 
untereinander zu gestalten.  

o die rechtsfähige GbR, auch Außen-GbR oder Außengesellschaft, 
nimmt dagegen am Rechts- und Geschäftsverkehr teil. Die 
Rechtsfähigkeit wird vermutet, wenn der Gegenstand der GbR 
der Betrieb eines Unternehmens unter einem 

gemeinschaftlichen Namen ist. 

 
2. Die GbR kann zukünftig in ein Register eingetragen werden, das neu 

entstehende Gesellschaftsregister.  
Die eingetragene GbR trägt dann den Rechtsformzusatz "eGbR"  
(= eingetragene Gesellschaft bürgerlichen Rechts) nach § 707a Abs. 2 S. 1 
BGB n.F. 

o Das Gesellschaftsregister ist ein neu geschaffenes Register für die 
GbR, geführt wird es von den Amtsgerichten, die auch für die 
Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister 
zuständig sind. 
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o Ziele der eGbR: 
- Erleichterte Teilnahme am Geschäftsverkehr, 
- Registrierung bringt mehr Rechtssicherheit im 

Geschäftsverkehr mit Gesellschaften bürgerlichen Rechts und  
- stärkt das Vertrauen der Vertragspartner. 

 
o Wichtig:  

Die Eintragung einer GbR im Gesellschaftsregister verändert 
ihren Status als Kleingewerbe im Übrigen nicht, sie wird dadurch 
nicht zu einem kaufmännischen Handelsgewerbe im Sinne des 
Handelsgesetzbuches (HGB). 
Es besteht keine Eintragungspflicht, aber wenn die GbR über 
Rechte verfügen will, für die eine Eintragungspflicht in ein 
öffentliches Register besteht, wird künftig die Eintragung im 
Gesellschaftsregister zwingend vorausgesetzt. Z.B. bei Erwerb, 
Veräußerung oder Verfügung über Grundstücksrechte; 
Vormerkung, Hypotheken, Grundschulden; Beteiligung der GbR 
an anderen Gesellschaften (-> GbR als Gesellschafterin) 
Mit ihrer Eintragung im Gesellschaftsregister ist die GbR 
verpflichtet, den Namenszusatz „eingetragene Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts“ oder „eGbR“ zu führen. Andere 
Rechtsformzusätze sind unzulässig. 
 

3. Neu ist die Regelung des Sitzes für die eGbR: Die Gesellschafter können 
einen beliebigen Ort als Sitz im Inland vereinbaren (sog. Vertragssitz), 
auch wenn es sich dort nicht um den Verwaltungssitz handelt, an dem die 
Geschäfte tatsächlich geführt werden. Dadurch wird es der eGbR 
möglich, die gesamte Geschäftstätigkeit ins Ausland zu verlegen.  
 
Hinweis: Für die nicht eingetragene GbR gilt dieses Privileg nicht, ihr Sitz 
muss an dem inländischen Ort sein, an dem deren Geschäfte tatsächlich 
geführt werden (Verwaltungssitz nach § 706 BGB).  

 


